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1 Grundlagen und rechtlicher Rahmen des BEM 

 
Lernziele 

Nach der Bearbeitung des Kapitels . . . 

• können Sie die gesellschaftlichen, demografischen und betrieblichen Hinter-
gründe benennen, vor denen das BEM an Bedeutung gewonnen hat, 

• können Sie erläutern, welche Rolle das BEM innerhalb des Betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements einnimmt und wie es sich von Arbeits- und Gesund-
heitsschutz sowie Betrieblicher Gesundheitsförderung abgrenzt, 

• können Sie die rechtlichen Grundlagen des BEM gemäß § 167 Abs. 2 SGB IX 
wiedergeben und die daraus resultierenden Pflichten für Arbeitgeber be-
schreiben, 

• können Sie die zentralen Ziele des BEM benennen und deren Bedeutung für 
die Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit erklären, 

• können Sie erklären, warum das BEM rechtlich als verlaufs- und ergebnisof-
fener Suchprozess ausgestaltet ist und welche Konsequenzen sich daraus für 
die praktische Umsetzung ergeben, 

• können Sie die Rechte und Pflichten von Arbeitgebern im BEM-Prozess be-
schreiben, insbesondere im Hinblick auf Einleitung, Durchführung, Doku-
mentation und Wiederholungsangebote, 

• können Sie die Rolle des betroffenen Beschäftigten im BEM erläutern und 
darstellen, wie Freiwilligkeit, Selbstbestimmung und Datenschutz das Ver-
fahren prägen, 

• können Sie die beteiligten Akteure im BEM benennen, 

• können Sie die besondere Rolle der Arbeitnehmer- und Schwerbehinderten-
vertretung im BEM darstellen und deren Überwachungsrechte von Mitbe-
stimmungsrechten unterscheiden, 

• können Sie die Bedeutung von Datenschutz und Vertraulichkeit im BEM er-
klären und begründen, warum diese zentralen Voraussetzungen für Ver-
trauen und Wirksamkeit des Verfahrens sind. 

 
 
In Deutschland scheiden jährlich mehrere hunderttausend Beschäftigte aus gesund-
heitlichen Gründen aus dem Erwerbsleben aus. Unternehmen verlieren dadurch wert-
volle kompetente Arbeitskräfte, welche oft nur schwer zu ersetzen sind. Vor dem Hin-
tergrund der demografischen Entwicklung und des spürbaren Fachkräftemangels wird 
es für Unternehmen immer wichtiger, in die Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit ihrer 
Mitarbeitenden zu investieren. Genau an diesem Punkt setzt das Betriebliche Einglie-
derungsmanagement (BEM) an.  
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Das BEM gilt, neben dem Arbeits- und Gesundheitsschutz und der Betrieblichen Ge-
sundheitsförderung (BGF), als eine der drei Säulen des Betrieblichen Gesundheitsma-
nagements (BGM) und ist gesetzlich vorgeschrieben (Stöpel, Lange & Voß, 2022a, 
S. 45). So sind Arbeitgeber seit 2004 verpflichtet, länger erkrankten Beschäftigten ein 
BEM anzubieten. Diese Pflicht gilt für alle Arbeitgeber, unabhängig der Betriebsgröße. 
Für die Beschäftigten hingegen ist die Teilnahme freiwillig. Die Unternehmen sind 
dadurch aufgefordert, frühzeitig alle erforderlichen Maßnahmen zu veranlassen, um 
die Leistungsfähigkeit der Betroffenen wiederherstellen zu können (Deutsche Renten-
versicherung Bund, 2023, S. 1). Durch seinen frühzeitigen Interventionsansatz sichert 
das BEM gleichzeitig die individuellen Chancen, den Arbeitsplatz zu erhalten, indem es 
auch leistungsgeminderte Mitarbeiter in eine sinnvolle und geeignete betriebliche Tä-
tigkeit zurückführt und dabei Potenziale zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
und -prozesse berücksichtigt (Stöpel et al., 2022a, S. 15). Neben dem Erhalt der Be-
schäftigungsfähigkeit dient es schließlich als wichtiges Instrument und geeignete Mög-
lichkeit, den Folgen des demografischen Wandels wirksam zu begegnen.  
 
Doch trotz der vielversprechenden Vorteile des BEM kann von einer flächendecken-
den Einführung in deutschen Unternehmen nicht die Rede sein (Stöpel et al., 2022a, 
S. 2). Die Praxis zeigt vielmehr, dass es seitens der Betriebe noch deutlichen Nachhol-
bedarf gibt. Vor allem in kleineren Betrieben, im Handwerk und Dienstleistungsbereich 
findet das BEM kaum Umsetzung. Darüber hinaus fehlt es in der Praxis häufig an Effi-
zienz, teilweise sogar an Rechtskonformität. Ein Grund hierfür ist sicherlich auch die 
fehlende Konkretisierung der Anforderungen eines gesetzeskonformen und erfolgrei-
chen BEM in der gesetzlichen Grundlage (Stöpel et al., 2022a, S. 15). 
 
 

1.1 Bedeutung des BEM für Unternehmen  

In Deutschland ist das BEM gesetzlich geregelt und Arbeitgeber sind verpflichtet, einen 
BEM-Prozess anzustoßen, sobald ein Mitarbeiter innerhalb eines Jahres länger als 
sechs Wochen arbeitsunfähig ist. Eine Nichtbeachtung kann zu ernsthaften rechtli-
chen Konsequenzen führen, insbesondere im Zusammenhang mit krankheitsbeding-
ten Kündigungen. So entscheiden Gerichte in Kündigungsschutzklagen regelmäßig zu-
gunsten der BEM-berechtigten Personen, wenn das Angebot oder die Durchführung 
eines BEM-Verfahrens nicht nachgewiesen werden kann (Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung [DGUV], 2022, S. 7). 
Darüber hinaus kann ein systematisch betriebenes BEM auch aus wirtschaftlicher Sicht 
viel leisten: Es sichert die Humanressourcen des Unternehmens und reduziert Fehlzei-
ten und Personalkosten (Stöpel et al., 2022a, S. 15). So trägt das BEM dazu bei, durch 
frühzeitige Intervention und Unterstützung bei gesundheitlichen Problemen, qualifi-
zierte und erfahrene Mitarbeiter und die damit verbundene fachliche Kompetenz im 
Betrieb zu halten (Arbeitgeberverband Gesamtmetall, 2022, S. 1). Auch wirken die im 
BEM erreichte Vermeidung von langfristiger Arbeitsunfähigkeit und Wiedereingliede-
rung von Mitarbeitern kosteneffizient. Unternehmen sparen Geld: Während Lohnfort-
zahlungskosten sinken, werden gleichzeitig Personalausgaben für mögliche Vertretun-
gen oder für die Einstellung und Einarbeitung neuer Mitarbeiter vermieden (Deutsche 
Rentenversicherung Bund, 2023, S. 3). 
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Doch auch weiche Faktoren wie Mitarbeitermotivation und -bindung sind nicht zu un-
terschätzen. So zeigt ein gut durchgeführtes BEM den Mitarbeitern, dass das Unter-
nehmen sich um ihre Gesundheit und ihr Wohlbefinden kümmert. Dies kann die Bin-
dung von Beschäftigten an das Unternehmen steigern und zu einer erhöhten Produk-
tivität und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten führen (Arbeitgeberverband Gesamt-
metall, 2022, S. 1). Zudem können die gesundheitsgerechte Anpassung von Arbeitsbe-
dingungen oder Aufgabenbereichen sowie die Optimierung innerbetrieblicher Arbeits-
abläufe und Strukturen dazu beitragen, dass Mitarbeiter trotz gesundheitlicher Beein-
trächtigungen weiterhin effektiv arbeiten können. Nicht zuletzt signalisiert ein aktives 
BEM das soziale Engagement und die Verantwortung eines Unternehmens gegenüber 
seinen Mitarbeitern und der Gesellschaft. Der Erhalt von Arbeitsplätzen durch das 
BEM wird sowohl von den Mitarbeitern als auch in der Öffentlichkeit positiv wahrge-
nommen (Deutsche Rentenversicherung Bund, 2023, S. 3). Dies kann das Unterneh-
mensimage positiv beeinflussen und die Attraktivität für potenzielle Mitarbeiter stei-
gern (Arbeitgeberverband Gesamtmetall, 2022, S. 1). 
Zusammenfassend kann man sagen, dass ein gut durchgeführtes BEM dazu beiträgt, 
die Arbeitsfähigkeit der Mitarbeiter zu erhalten, die Kosten zu senken, die Mitarbei-
termotivation zu erhöhen und das Unternehmensimage zu verbessern. Es ist daher 
sowohl aus rechtlicher als auch aus wirtschaftlicher und sozialer Perspektive für Un-
ternehmen von großer Bedeutung. 
 
 

1.2 Ziele und Nutzen des BEM 

Mit Blick auf die Ziele des BEM ist das Gesetz erstaunlich konkret. So werden bereits 
im ersten Satz von § 167 Abs. 2 SGB IX drei wesentliche Ziele des BEM genannt (Bese-
ler, 2022, S. 15; Stöpel et al., 2022a, S. 45): 

• Überwindung der bestehenden Arbeitsunfähigkeit (Rehabilitation): Es soll die 
bestehende Arbeitsunfähigkeit überwunden oder die Arbeitsfähigkeit von Mit-
arbeitern wiederhergestellt und langfristig erhalten werden. Dies kann durch 
frühzeitige Intervention und gezielte Maßnahmen erreicht werden. Zu solchen 
präventiven Maßnahmen gehört zum Beispiel die Vermeidung von arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren. 

• Vorbeugung vor erneuter Arbeitsunfähigkeit (Prävention): Dazu werden geeig-
nete Maßnahmen im Bereich der Rehabilitation ergriffen. Hierzu zählen bei-
spielsweise stationäre oder ambulante Rehabilitationsmaßnahmen oder die 
stufenweise Wiedereingliederung nach einer längeren Arbeitsunfähigkeit.  

• Dauerhafte Erhaltung des Arbeitsplatzes (Integration): Um den Arbeitsplatz zu 
erhalten und die Integration von Mitarbeitern mit gesundheitlichen Beein-
trächtigungen sicherzustellen, ist häufig eine Veränderung des Arbeitsplatzes 
zielführend. Hierbei ist der Hinweis wichtig, dass es nicht konkret um den einen 
Arbeitsplatz geht, sondern um die Erhaltung des Arbeitsvertrages. So kann 
auch eine Versetzung sinnvoll zur Erhaltung und Stabilisierung des Arbeitsver-
trages beitragen. 
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2.3 Einleitung des BEM-Verfahrens 

2.3.1 Bedarf feststellen: Anspruchsberechtigung und Auslöser 
Anspruchsberechtigt im Sinne des BEM sind grundsätzlich alle Beschäftigten eines Ar-
beitgebers, unabhängig von der Betriebsgröße, der Branche, der Beschäftigungsform 
oder der Arbeitszeit. Somit fallen auch Teilzeitkräfte, befristet Beschäftigte, Auszubil-
dende sowie leitende Angestellte in den persönlichen Anwendungsbereich des Geset-
zes. Entgegen einem häufigen Missverständnis ist das BEM nicht ausschließlich auf 
schwerbehinderte oder gleichgestellte Personen beschränkt, sondern gilt für sämtli-
che Arbeitsverhältnisse. Maßgeblich ist allein das Überschreiten der gesetzlichen 
Schwelle von sechs Wochen Arbeitsunfähigkeit innerhalb eines Jahres. Dabei wird we-
der nach der Ursache der Erkrankung differenziert noch verlangt, dass die Arbeitsun-
fähigkeit in einem durchgehenden Block auftritt, die Begriffsformulierung „wieder-
holt“ eröffnet ein kumulatives Erfassen kürzerer, mehrfacher Fehlzeiten. 
Rechtlich betrachtet, handelt es sich bei der Anspruchsberechtigung nicht um einen 
einklagbaren Individualanspruch der Beschäftigten auf Durchführung eines BEM. Viel-
mehr begründet die gesetzliche Regelung eine objektiv-rechtliche Pflicht des Arbeit-
gebers, ein solches Verfahren anzubieten, sobald die Voraussetzungen erfüllt sind. Da-
mit geht eine Obliegenheit zur strukturierten Prüfung geeigneter Maßnahmen einher, 
um die Beschäftigungsfähigkeit zu sichern. Unterlässt der Arbeitgeber die Durchfüh-
rung eines BEM oder gestaltet er dieses fehlerhaft, kann dies insbesondere im Rahmen 
krankheitsbedingter Kündigungen nachteilige Folgen haben. In diesen Fällen ver-
schärft sich die Darlegungs- und Beweislast des Arbeitgebers, weil davon ausgegangen 
wird, dass er mögliche Alternativen zur Kündigung nicht ausreichend geprüft hat 
(DGUV, 2022). 
Die Teilnahme am BEM ist für Beschäftigte freiwillig. Eine Zwangsteilnahme ist nicht 
zulässig, da das Verfahren auf Mitwirkung und Akzeptanz ausgelegt ist. Der Arbeitge-
ber muss die betroffene Person vorab umfassend und verständlich darüber informie-
ren, welche Ziele verfolgt werden, welche Daten erhoben und verwendet werden und 
mit welchen Hilfen und Leistungen gerechnet werden kann – insbesondere auch hin-
sichtlich der Verarbeitung gesundheitsbezogener Daten. Diese Informationspflichten 
dienen dem datenschutz- und persönlichkeitsrechtlichen Schutz und der Wahrung des 
Selbstbestimmungsrechts der Betroffenen. Nach aktueller Rechtsprechung ist eine 
ausdrückliche Einwilligung zwar wichtig, darf aber nicht als Voraussetzung für die 
Durchführung des Verfahrens festgelegt werden, sofern die gesetzlichen Informati-
onspflichten erfüllt sind (BAG) 15.12.2022 - 2 AZR 162/22; (DGUV, 2022). Auch ergibt 
sich hieraus, dass das Verfahren keinen Nachteil erzeugen darf, wenn die betroffene 
Person sich gegen die Teilnahme entschließt. Die Nicht-Teilnahme darf demnach nicht 
mit einer Benachteiligung verbunden sein. 
Darüber hinaus sieht das Gesetz flankierende Beteiligungs- und Hinzuziehungsrechte 
vor. Die Interessenvertretungen des Betriebs oder der Dienststelle (z. B. Betriebs- oder 
Personalrat) sowie bei schwerbehinderten oder gleichgestellten Beschäftigten, die 
Schwerbehindertenvertretung sind einzubeziehen. Die betroffene Person kann zudem 
eine Vertrauensperson hinzuziehen. Diese Mitwirkungsmöglichkeiten stärken die Ver-
fahrensfairness und ermöglichen eine informierte, selbstbestimmte Teilnahme. 
Gleichzeitig signalisieren sie, dass das BEM nicht als individualprivater Akt, sondern als 
gemeinsame organisational-gesundheitliche Maßnahme verstanden wird.  
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Ein pragmatischer Aspekt der Anspruchsberechtigung besteht in der Berechnung der 
Zugangsschwelle: Wird die Arbeitsunfähigkeit über einen Zeitraum von mehr als sechs 
Wochen erreicht, ist das BEM-Angebot Pflicht. Dabei kann sowohl auf Kalendertage (z. 
B. mehr als 42 Kalendertage Arbeitsunfähigkeit) als auch auf Arbeitstage (z. B. sechs 
Wochen × vertraglich geschuldete Arbeitstage pro Woche) abgestellt werden, insbe-
sondere bei Teilzeitbeschäftigung. Ein Beispiel: Arbeitet eine Person nur drei Tage pro 
Woche, würden 18 Arbeitstage einer sechs-wöchigen Frist entsprechen (DGUV, 2022). 
Die Rechtssprechung arbeitet jedoch in der Regel mit den (42) Kalendertagen ('BAG') 
13.05.2015 - 2 AZR 565/14). 
Ferner ist festzuhalten, dass die Anspruchsberechtigung keine Aussage über Erfolg 
oder Durchführung des Verfahrens trifft, sie markiert lediglich das Angebot des Arbeit-
gebers. Entscheidend ist, dass dem Beschäftigten dieses Angebot unterbreitet und do-
kumentiert wird. Ob und in welchem Umfang das Verfahren stattfindet, ist dem indi-
viduellen Prozess überlassen. Die Arbeitgeberpflicht zur Aufklärung und Angebotser-
stellung bleibt hingegen bestehen. Parallel dazu ergibt sich eine arbeitsrechtliche Wir-
kung. Selbst wenn kein individueller Anspruch auf Durchführung besteht, kann das Un-
terlassen des Angebots im Kündigungsschutzprozess insbesondere bei krankheitsbe-
dingter Kündigung als Indiz dafür gelten, dass die Arbeitgeberpflichten nicht ordnungs-
gemäß erfüllt wurden (DGUV, 2022). 
Zusammenfassend gilt somit: in der Praxis ist das BEM ein zentrales Instrument zur 
nachhaltigen Sicherung von Beschäftigungsfähigkeit, zur Prävention erneuter Arbeits-
unfähigkeit und zur Stärkung einer gesundheitsorientierten Unternehmenskultur. Zu-
gleich fordert es von Arbeitgebern eine konsequente und systematische organisatori-
sche Verankerung, die nicht nur reaktiv auf Arbeitsunfähigkeitszeiten reagiert, son-
dern proaktiv Gesundheit und Beschäftigung im Betrieb fördert. 
Der Auslöser bezeichnet im BEM den konkreten Zeitpunkt, an dem die gesetzliche Ver-
pflichtung des Arbeitgebers zur Einleitung eines BEM-Verfahrens entsteht. Wie bereits 
beschrieben, also dann, wenn ein Beschäftigter innerhalb eines Zeitraums von zwölf 
Monaten länger als sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig 
war. Dabei spielt es keine Rolle, ob die Arbeitsunfähigkeit auf derselben oder auf un-
terschiedlichen Erkrankungen beruht. Entscheidend ist die Gesamtdauer der Arbeits-
unfähigkeitszeiten im Betrachtungszeitraum. 
Der Auslöser fungiert somit als objektiver Schwellenwert, der die BEM-Pflicht des Ar-
beitgebers aktiviert. Sobald diese Grenze überschritten ist, muss der Arbeitgeber der 
berechtigten Person ein BEM schriftlich anbieten, unabhängig davon, ob die Arbeits-
unfähigkeit aktuell noch besteht oder bereits beendet wurde. In diesem Sinne mar-
kiert der Auslöser nicht das Ende einer Krankheit, sondern den Beginn einer möglichen 
betrieblichen Klärung, wie Arbeitsfähigkeit langfristig erhalten und zukünftigen Erkran-
kungen vorgebeugt werden kann. 
Die Begriffe „Anspruchsberechtigung“ und „Auslöser“ werden im Kontext des BEM 
häufig synonym verwendet, beschreiben jedoch unterschiedliche Dimensionen des 
gesetzlichen Verfahrens. 
Die Anspruchsberechtigung bezeichnet den persönlichen Geltungsbereich des BEM, 
also die Gruppe von Beschäftigten, für die ein BEM grundsätzlich in Betracht kommt. 
Sie definiert, wer ein BEM erhalten kann bzw. wem es rechtlich zusteht, ein entspre-
chendes Angebot des Arbeitgebers zu bekommen. Anspruchsberechtigt ist damit jede 
beschäftigte Person, unabhängig von Vertragsform, Arbeitszeit oder Hierarchieebene, 
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